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Gesetzentwurf zur Tarifeinheit zeugt von politischer Feigheit  
 
(dbb) Der Presse vom 28. Oktober 2014 war zu entnehmen, dass der seit langem ange-

kündigte Gesetzentwurf zur Tarifeinheit vorliegt. Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dau-
derstädt reagierte überrascht, dass die Bundesarbeitsministerin vor den Betroffenen zu-

nächst die Presse informiert habe. Der dbb Chef weiter: „Andrea Nahles löst mit dem Ge-
setzentwurf zwar ein Versprechen der Bundesregierung gegenüber den Arbeitgeberver-

bänden ein, verlagert jedoch zugleich alle problematischen Fragen von der Gesetzgebung 

auf die Rechtsprechung. Wenn man die wahren Absichten, Streikrechte zu begrenzen und 
Organisationsfreiheit aller Berufe zugunsten von Einheitsgewerkschaften einzuengen, 

hinter Formalitätsregelungen verbirgt, zeugt das von politischer Feigheit.“  

 
Die Bundesregierung scheine zu hoffen, dass 
Arbeitsgerichte künftige Arbeitskämpfe für 

unverhältnismäßig und damit rechtswidrig 

erklären würden, wage aber nicht, solche Kon-
sequenzen selbst im Gesetz zu verankern. 

Dauderstädt: „Die neuen Maßeinheiten für 
Tarifverträge ‚Betrieb‘ und ‚Mitgliederstärke‘ 

bleiben ohne klare Definition oder gar prakti-

kables Verfahren. Auch hier kneift die Koalition 
vor den unerlässlichen Konkretisierungen.“ 

 

Entgegen allen Warnungen scheine die Große 
Koalition entschlossen, dieses in der vergange-

nen Legislaturperiode zu Recht gescheiterte 

Projekt verabschieden zu wollen: „Sollte es 
dafür trotz aller Widerstände der Gewerkschaf-

ten eine Mehrheit im Bundestag geben, wird es 
nicht lange dauern, bis die Bundesverfassungs-

richter dieses Gesetz für nichtig erklären. Auch 

hier nimmt die Koalition billigend in Kauf, dass 
wichtige politische Entscheidung auf die Justiz 

verlagert werden“, so Dauderstädt.  
(01/41/14) 

 

 
Arbeit an Demografiestrategie geht weiter: 
Lühmann: Familien stärken ist gesamtgesellschaftliche Aufgabe  
 
(dbb) „Familien zu stärken muss ein gesamtgesellschaftliches Anliegen sein. An dieser 
Aufgabe will der dbb als gewerkschaftliche Interessenvertretung für mehr als 1,2 Millio-

nen Arbeitnehmer und Beamte tatkräftig mitarbeiten, denn ohne spürbare Fortschritte in 
diesem wichtigen Bereich sind die demografischen Herausforderungen nicht zu meistern. 

Und das gilt auch für den öffentlichen Dienst.“ Das machte die stellvertretende dbb Bun-

desvorsitzende Kirsten Lühmann am 30. Oktober 2014 in Berlin deutlich, wo am selben 
Tag einige der Arbeitsgruppen zusammenkamen, die die Umsetzung der 

Demografiestrategie der Bundesregierung weiter voranbringen sollen. 

 
Die Ergebnisse sollen auf zwei 
Demografiegipfeln im Mai 2015 und Anfang 

2017 präsentiert werden. Lühmann vertritt den 

dbb beamtenbund und tarifunion in der Ar-
beitsgruppe 'Gute Partnerschaften für starke 

Familien'. 
 

„Die Lebensrealität hat sich verändert. Immer 
mehr Mütter mit kleinen Kindern gehen ihrem 

Beruf nach, immer mehr Väter wollen sich 

stärker am Familienleben beteiligen. Das muss 
bei der Gestaltung der Rahmenbedingungen 

berücksichtigt werden. Es geht um echte 
Partnerschaftlichkeit, und zwar einerseits zwi-

schen Müttern und Vätern, aber andererseits 

auch um Kooperationen zwischen verschiede-
nen Akteuren und gesellschaftlichen Gruppen.“ 

Eine partnerschaftliche Vereinbarkeit von Beruf 

und Familie setze voraus, Müttern und Vätern 
gleiche Chancen im Erwerbsleben und in der 

Familie zu eröffnen. Das schließe ein, dass 

sowohl Mütter als auch Väter ohne berufliche 
Benachteiligung Fürsorge- und Betreuungsauf-

gaben übernehmen können. „Wir dürfen uns 
nicht auf bislang erreichten Fortschritten aus-

ruhen“, sagte Lühmann. „Es gibt etwa bei Ar-
beitszeit und Arbeitsformen, bei monetären 

Familienleistungen, der Kinderbetreuung in 

Kita und Schule, aber auch in puncto Unter-
nehmenskultur noch viel zu tun. Politik, Wirt-

schaft und Gesellschaft müssen gemeinsam 
Verantwortung für mehr Partnerschaftlichkeit 

übernehmen.“ 

 
Sandra Kothe, Vorsitzende der dbb jugend, 

gehört für den dbb der neu geschaffenen Ar-
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beitsgruppe „Jugend gestaltet Zukunft“ an, in 
der es zunächst um das Thema „Jugend im 

ländlichen Raum“ gehen soll. „Das kann aus 
unserer Sicht nur ein erster Aufschlag sein“, 

machte Kothe im Vorfeld der Sitzung deutlich. 

Mit Blick auf ländliche Regionen gehe es der 
dbb jugend vor allem um die Sicherung der 

Daseinsvorsorge. „Auch im ländlichen Raum 
haben junge Menschen Ansprüche an Mobili-

tät, Sicherheit und Bildung. Wird diesen Rech-
nung getragen, stärkt das langfristig die At-

traktivität ländlicher Räume“, sagte sie. 

(02/41/14) 

 
 

dbb Chef: Tarifpluralität für Arbeitgeber kein Beinbruch  
 
(dbb) Tarifpluralität sei nicht selten und „für Arbeitgeber kein Beinbruch“. Das hat der 

dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt am 29. Oktober 2014 in einem Gespräch mit 
dem Hörfunksender WDR 5 nochmals unterstrichen. 

 
In der Sendung „Morgenecho“ sagte er, Ursa-

che für den Arbeitskampf bei der Deutschen 
Bahn (DB) sei nicht der Streit zwischen zwei 

Gewerkschaften um angebliche Zuständigkei-

ten. Schuld sei allein die unsinnige Weigerung 
der DB, der Gewerkschaft Deutscher Lokomo-

tivführer (GDL) auch vollwertige Tarifverhand-
lungen für ihre Mitglieder beim Zugbegleitper-

sonal anzubieten. Es sei an der Zeit, diese 

Haltung zu ändern und nicht der GDL auf dem 
Rücken der Fahrgäste weitere Streiks abzufor-

dern, bis sie ihr Ziel erreicht. 
 

„Natürlich ist es für den Arbeitgeber angeneh-
mer, wenn konkurrierende Gewerkschaften 

gemeinsam verhandeln wie etwa der dbb mit 

verdi im öffentlichen Dienst“, räumte der dbb 
Chef ein. „Aber es gibt auch erprobte Verfah-

ren zu parallelen Verhandlungen. Und selbst 
unterschiedliche Tarifverträge, also sogenann-

te Tarifpluralität, die gerade bei Bahnunter-

nehmen nicht selten ist, sind für einen Arbeit-

geber kein Beinbruch.“ 
 

Die Führungsgremien des dbb beamtenbund 

und tarifunion hätten der GDL in der vergan-
genen Woche volle Unterstützung in dieser 

Auseinandersetzung zugesagt. „Spartenge-
werkschaften wird gern vorgeworfen, sie 

kümmerten sich nur um ihre elitäre Mitglied-

schaft“, ergänzte Dauderstädt. „Jetzt kämpfen 
hier Lokführer auch für Lohn und Beschäfti-

gungsschutz des übrigen Zugpersonals und 
bekommen das als unerlaubte Expansion vor-

gehalten. Solche Solidarität findet man kaum 
bei anderen Berufsgewerkschaften.“ Im Übri-

gen sei es mehr als nachvollziehbar, wenn 

Gewerkschaften anstreben, die sichtbar stärks-
te Kraft in einem Betrieb zu werden, wenn die 

Politik mit einem neuen Gesetz nur dieser 
künftig Gestaltungsrechte für die Arbeitsbedin-

gungen einräume. 

(03/41/14) 

 
 

Einkommensrunde 2015: 
Beschäftigte fordern mehr Einkommen und Sicherheit  
 
(dbb) Anfang 2015 starten die Verhandlungen über den Tarifvertrag für den öffentlichen 

Dienst der Länder, von dem etwa 2,4 Millionen Beschäftigte betroffen sind - davon knapp 

eine Million Arbeitnehmer der Länder (ohne Hessen), für die der Tarifvertrag direkte Aus-
wirkungen hat, sowie knapp 1,4 Millionen Beamte in Ländern und Kommunen (ohne Hes-

sen), deren Besoldungserhöhung sich an diesem Tarifabschluss orientieren soll. Der dbb 
diskutiert nun mit den Mitgliedern seiner Fachgewerkschaften die inhaltlichen Forderun-

gen. Zum Auftakt versammelten sich am 27. Oktober 2014 weit über 100 Beschäftigte der 
Polizei Baden-Württemberg in Böblingen. 

 
Ein großes Thema unter den Beschäftigten: 

Die zunehmende Gewalt gegen Kolleginnen 

und Kollegen im öffentlichen Dienst. Der stell-
vertretende dbb Bundesvorsitzende und Fach-

vorstand Beamtenpolitik Hans-Ulrich Benra 

sagte nach der Veranstaltung: „Wir haben in 

den vergangenen Monaten erlebt, wie etwa 

Beschäftigte von Finanzämtern oder der Ar-
beitsagentur gezielt attackiert wurden. Das ist 

in dieser Form ein neues Phänomen. Bei der 
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Polizei – man muss es leider so sagen – gehö-
ren solche Erfahrungen schon länger zum trau-

rigen Alltag. Der Staat muss hier endlich rea-
gieren und seine Beschäftigten besser schüt-

zen. Dazu gehört auch, eine einfache Wahrheit 

anzuerkennen: Die Bürger erwarten einen 
leistungsstarken öffentlichen Dienst. Stellenab-

bau und die Kürzung öffentlicher Dienstleis-
tungen hingegen verstärken nur den Frust – 

bei den Beschäftigten und den Bürgern.“ 

 
„In der Diskussion heute ist außerdem sehr 

deutlich geworden, dass für die überwiegend 
beamteten Kolleginnen und Kollegen im Poli-

zeidienst die Übernahme des Tarifabschlusses 
von zentraler Bedeutung ist“, sagte der erste 

stellvertretende Landesvorsitzende der Deut-
schen Polizeigewerkschaft Ralf Kusterer. „Die 

Landesregierung hat den Beamten viele Son-

deropfer abverlangt, damit muss endlich 
Schluss sein. Deshalb werden alle Beschäftig-

ten der Polizei, ob Beamte oder Angestellte, in 
der Einkommensrunde gemeinsam deutlich 

Flagge zeigen.“ 

 
Mehr Informationen unter 
http://www.dbb.de/einkommensrunde2015 

(04/41/14) 

 
 

Lehrermappe öffentlicher Dienst: 
Die Unverzichtbaren halten Einzug ins Klassenzimmer  
 
(dbb) Der dbb hat den Versand der „Lehrermappe öffentlicher Dienst“ an mehrere tau-

send Schulen in Deutschland im Rahmen der Nachwuchskampagne „Die Unverzichtbaren“ 
gestartet. Damit ergänzt ein weiteres Instrument die Kampagne, die gut qualifizierten, 

motivierten Nachwuchs für den öffentlichen Dienst interessieren soll und seit 2013 bun-

desweit an Haupt-, Real-, Gesamtschulen und Gymnasien in Gestalt von Plakaten und 
Postkarten sowie im Internet läuft. 

 
„Nun halten ‚Die Unverzichtbaren‘ auch Einzug 

in die Klassenzimmer“, freut sich der dbb Bun-
desvorsitzende Klaus Dauderstädt. „Die Leh-

rermappe Öffentlicher Dienst bietet Lehrerin-
nen und Lehrern eine komplett gestaltete kos-

tenlose Unterrichtseinheit, die das Aufgaben-

spektrum, die Besonderheiten der Beschäfti-
gungsbedingungen und den Arbeitsalltag des 

öffentlichen Dienstes vermittelt“, so der dbb 
Chef. Mehr als 50 Seiten anschaulich und 

adressatengerecht aufbereitetes Unterrichts-

material soll die Pädagogen dazu einladen, ihre 
Schülerinnen und Schüler insbesondere der 

Sekundarstufe 1 an die vielseitigen beruflichen 
Möglichkeiten des öffentlichen Dienstes und 

seine Bedeutung im Staats-, Wirtschafts- und 
Gesellschaftsgefüge der Bundesrepublik heran-

zuführen. „Wir haben großen Wert auf eine 

pädagogisch adäquate und sachliche Darstel-
lung gelegt“, betont Dauderstädt, und das 

gelungene Ergebnis spricht für sich – und hof-
fentlich auch für den öffentlichen Dienst“. Auf-

grund der altersbedingten Personalabgänge in 

den kommenden Jahren und der zurückhalten-
den Einstellungspolitik der Arbeitgeber in der 

Vergangenheit klafften im öffentlichen Dienst 
schon heute zum Teil „eklatante Fachkräftelü-

cken. Mit Blick darauf und auf die mehr als 
eine Million Beschäftigten, die im nächsten 

Jahrzehnt in Ruhestand gehen werden, muss 

sich Deutschlands öffentlicher Dienst jetzt per-

sonell für die Zukunft aufstellen. Der Wettbe-
werb um die besten Köpfe auf dem Arbeits-

markt ist in vollem Gang, und der dbb über-
nimmt mit seinen Bemühungen um den Be-

rufsnachwuchs hier Verantwortung“, so der 

dbb Chef. 
 

Sechs Module setzen sich in der Lehrermappe 
mit verschiedenen Bereichen und Aspekten des 

öffentlichen Dienstes auseinander. Texte und 

Grafiken, die als Grundlage für die Unterrichts-
vorbereitung dienen, werden ergänzt durch 

Arbeitsblätter für die Schülerinnen und Schü-
ler. Neben einem allgemeinen Überblick und 

der Analyse der Bedeutung des öffentlichen 
Dienstes für eine funktionierende Gesellschaft 

und Wirtschaft finden sich umfassende Infor-

mationen über die verschiedenen Ausbildungs- 
und Karrierewege im öffentlichen Dienst. Fünf 

„Unverzichtbare“ – eine Lehrerin, eine Polizei-
beamtin, ein Fachinformatiker, ein Feuer-

wehrmann und ein Steuerfahnder – berichten 

von ihrem Berufseinstieg und -leben.  
 

Ergänzen können die Pädagogen diesen „bio-
grafischen“ Part der Lehrermappe mit den 

Berufsvideos der Protagonisten von der Kam-
pagnen-Website www.die-www.die-

unverzichtbaren.de. Zusätzlich zum themati-

http://www.dbb.de/einkommensrunde2015
http://www.die-www.die-unverzichtbaren.de/
http://www.die-www.die-unverzichtbaren.de/
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schen Stoff bietet die Lehrermappe in Form 
von allgemeinen Essentials zu Bewerbung und 

Vorstellungsgespräch auch altersgerechtes 

Material zur Vermittlung von methodischem 
Wissen. 

(05/41/14) 

 
 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

Heilfürsorge: Landesregierung plant gestaffelten Besoldungseinbehalt 
 
(dbb) Die Landesregierung von Sachsen-Anhalt plant, die seit dem 1. Januar 2014 in das 

System der Beihilfe eingeführte Kostendämpfungspauschale wirkungsgleich auch auf den 

Bereich der Heilfürsorge zu übertragen. Ein entsprechender Gesetzentwurf, der Teil des 
Haushaltsbegleitgesetzes 2015/2016 ist und derzeit im Landtag beraten wird, sieht für 

Personen mit Anspruch auf Heilfürsorge einen gestaffelten Besoldungseinbehalt in Höhe 
von 0,6 bis 0,8 Prozent vor. Der dbb sachsen-anhalt lehnt den Besoldungseinbehalt als 

abermaligen Griff ins Portemonnaie der betroffenen Beamtinnen und Beamten ab.  

 
„Wieder einmal sollen auf dem Rücken der 

Beamten Personalkosten eingespart werden 
und das, obwohl wir im Besoldungsranking der 

Bundesländer nur einen hinteren Platz ein-

nehmen“, kritisierte der dbb-
Landesvorsitzender Wolfgang Ladebeck am 29. 

Oktober 2014 den Plan der Landesregierung. 
Außerdem finde eine wirkungsgleiche Übertra-

gung nicht statt, sofern die Heilfürsorgebe-

rechtigten mit einem Besoldungseinbehalt 
belastet bleiben, auch wenn sie ärztliche Leis-

tungen nicht in Anspruch nehmen. Ladebeck 

forderte die Abgeordneten auf, die Einführung 
des Besoldungseinbehalts zu verhindern. 

(06/41/14) 

 

 

Eigenthaler zu Steuerabkommen: Wichtiger Meilenstein 
 
(dbb) Ein Abkommen von über 50 Staaten, das am 29. Oktober 2014 in Berlin unterzeich-
net wurde, schafft das Bankgeheimnis faktisch ab. Der Münchner Zeitung „tz“ (Ausgabe 

vom 30. Oktober 2014) sagte der Bundesvorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft 

(DSTG) und dbb Vize Thomas Eigenthaler: „Es ist ein wichtiger Meilenstein, den ich vor 
zwei Jahren nicht für möglich gehalten hätte. Wenn dann auch noch die Schweiz mit auf-

springt, die eine Burg für Steuerhinterzieher war, dann möchte ich fast von einem steuer-
politischen Mauerfall sprechen.“ 

 
Ab September 2017 werden automatisch Steu-

erdaten zwischen den Staaten ausgetauscht. 
Mit den globalen Standards werden Banken 

verpflichtet, Informationen über Zinsen, Divi-
denden oder Konto-Guthaben zu melden. 

 
Zu den Bedenken von Datenschützern sagte 

Eigenthaler: „Der deutsche Steuerzahler schul-

det dem Fiskus diese Informationen. Wenn er 
sie nicht über die Steuererklärung liefert, dann 

kann der deutsche Staat nicht einfach die 

Hände in den Schoß legen. Der Steuerzahler ist 

in diesem Punkt nicht schutzwürdig.“ 
 

Schlupflöcher gebe es aber noch in Sachen 
Verschiebung von Konzern-Gewinnen. Hier 

müssten sich die Staaten nun ebenfalls zu-
sammentun, um Billig-Steuersätze abzuschaf-

fen, die letztlich andere Staaten schädigen. 

Auch dass über Briefkastenfirmen weiterhin 
Geld vor dem Fiskus versteckt werden kann, 

müsse noch geändert werden, so Eigenthaler.  
(07/41/14) 
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VBB kritisiert Bundeswehr-Attraktivitätsgesetz 
 
(dbb) Das Gesetz zur Steigerung der Attraktivität des Dienstes in der Bundeswehr 

(BwAttraktStG) ist beim Verband der Beamten der Bundeswehr (VBB) auf Kritik gestoßen. 
Nach Vorab-Veröffentlichung der Hauptmaßnahmen in der Zeitung des Bundesverteidi-

gungsministeriums „Bundeswehr aktuell“ erklärte der VBB-Bundesvorsitzende Wolfram 
Kamm am 28. Oktober 2014, die dort aufgeführten Verbesserungen zu Gunsten der Be-

amtinnen und Beamten seien „reine Augenwischerei“.  

 
Es werde der Eindruck erweckt, als würden 

durch das Attraktivitätsprogramm Beförderun-
gen in größerem Umfang ermöglicht. „Die an-

geführten Verbesserungen bei Beamtinnen und 
Beamten betreffen jedoch lediglich die Locke-

rung einschränkender gesetzlicher Vorgaben 

und zudem nicht einmal ein Prozent der akti-
ven Beamtinnen und Beamten“, stellte Kamm 

klar.  
 

Das Attraktivitätsgesetz beinhalte fast aus-

schließlich Maßnahmen zur Verbesserung der 
Bedingungen der Soldatinnen und Soldaten. 

„Für die Beamtinnen und Beamten sieht der 
Entwurf letztendlich nur die genannte struktu-

relle Veränderung im einfachen Dienst und bei 
einer Erschwerniszulage vor. Auch fehlt es am 

Gleichklang zu den Soldatinnen und Soldaten, 

beispielsweise bei der Einführung einer  

Familien- und Haushaltshilfe bei Auslandsein-

sätzen.“  
 

Kamm weiter: „Der Gesetzentwurf ist somit 
nach VBB-Auffassung in seiner vorliegenden 

Form nicht geeignet, die Attraktivität der Ar-

beitsplätze für Beamtinnen und Beamte in der 
Bundeswehr zu steigern, geschweige denn 

bestehende personelle Unterdeckungen zu 
beseitigen.“ Der VBB habe immer wieder deut-

lich gemacht, dass auch die zivilen Beschäftig-

ten - nicht zuletzt wegen ihrer Teilnahme an 
allen Auslandseinsätzen der Bundeswehr - bei 

diesem Gesetzesvorhaben nicht außer Acht 
gelassen werden dürfen. Ein entsprechender 

Forderungskatalog liege dem Verteidigungsmi-
nisterium seit langem vor. 

(08/41/14) 

 

 

GDL zum Tarifkonflikt: Grundrechte sind nicht teilbar  
 
(dbb) „Alle bisherigen ‚Angebote‘ der Deutschen Bahn dienten einem einzigen Ziel: Sie 
sollten die Grundrechte von Mitgliedern der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer 

(GDL) einschränken.“ Das stellte der GDL-Bundesvorsitzende und dbb Vize Claus Wesels-
ky am 24. Oktober 2014 fest. „Mit Kooperationsverträgen, Federführung für irgendeine 

Berufsgruppe und Absprachen 'wer für wen zuständig ist', will die DB die Spaltung unse-

rer Mitglieder im DB-Konzern aufrechterhalten. Unsere Arbeitskämpfe und die Beein-
trächtigung der Kunden lassen sie dabei völlig kalt. Die DB setzt Millionen Euro in den 

Sand und schiebt über eine Medienkampagne die Schuld den Lokomotivführern und Zug-
begleitern in die Schuhe. Das Ganze hat zum Ziel, die Grundrechte unserer Mitglieder zu 

beschneiden − und der Eigentümer Bund schaut zu“, so Weselsky. 

 
Der GDL-Chef versicherte „Wir werden die 
Grundrechte unserer Mitglieder wahren und 

Tarifverträge verhandeln und abschließen, weil 

wir von unseren Mitgliedern dazu beauftragt 
sind.“ Es gelte das Prinzip der Tarifpluralität: 

„Jede Gewerkschaft kann für ihre Mitglieder 
Forderungen aufstellen und sie, sofern sie 

mitgliederstark, tarifmächtig und solidarisch 

untereinander ist, auch durchsetzen.“ Dies 
habe die GDL auch in einem Schreiben der 

Eisenbahn- und verkehrsgewerkschaft (EVG) 
mitgeteilt. Die drängenden Probleme bei Ar-

beitszeit, Schichtdienst und Überstunden 

müssten nicht nur für die Lokomotivführer der 
GDL, sondern genauso für ihre Lokrangierfüh-

rer, Zugbegleiter, Bordgastronomen, Disponen-

ten und Ausbilder/Instruktoren beseitigt wer-
den, kurzum für alle ihre Mitglieder bei der DB. 

 
Um der Deutschen Bahn Gelegenheit zu ge-

ben, den Tarifkonflikt durch einen Einstieg in 

die inhaltlichen Verhandlungen für alle GDL-
Mitglieder bei der DB zu entschärfen, wird die 

GDL keine Streiks bis einschließlich 2. Novem-
ber 2014 durchführen, kündigte Weselsky an.  

(09/41/14) 
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DPolG: Zu wenig Technik und Personal  
 
(dbb) Der Vorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) Rainer Wendt hat im 
Zusammenhang mit der Terrorbekämpfung und Prävention über zu wenig Personal und 

mangelhafte Technik geklagt.  

 
Nicht jeder einzelne Verdächtige könne beo-
bachtet werden, sagte Wendt am 24. Oktober 

2014 im ARD-Morgenmagazin. „Uns fehlen die 

Leute. Wir dürfen überhaupt nicht annehmen, 
dass es möglich wäre, alle diejenigen, die wir 

für gefährlich halten, rund um die Uhr be-
obachten zu können. Das wären Hunderte von 

Polizisten, die wir hier einsetzen müssten, 

möglicherweise sogar Tausende."  
 

Darüber hinaus fehle der Polizei die notwendi-
ge Software, um Massendaten vernünftig aus-

zuwerten. Nachrichtendienste im Ausland seien 

da weit voraus, sagte Wendt. „Das sind die 
Sünden der Vergangenheit. Man hat immer 

kräftig gespart - sowohl beim Personal, als 
auch bei der Technik. Das rächt sich jetzt na-

türlich. Das kann man so schnell auch nicht 

aufholen." 
(10/41/14) 

 

Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Der Präsident des Landtags von Baden-

Württemberg Guido Wolf hat am 22. Oktober 
2014 bei einem Empfang für Personalräte, die 

Mitgliedsgewerkschaften und Verbänden des 
BBW angehören, die Arbeit der Personalvertre-

tungen „als ungemein wichtig“ gewürdigt. Zu 

dem Empfang waren Abgeordnete der CDU, 
der SPD und der FDP gekommen. Vertreter der 

Bündnisgrünen fehlten. Der BBW-Chef und dbb 
Vize Volker Stich bezeichnete die Einladung 

als  Zeichen der Wertschätzung, was die Be-

amtinnen und Beamten doppelt zu würdigen 
wüssten, insbesondere weil ihnen die grün-

rote Landesregierung beides verweigere und 
stattdessen ihren beruflichen Einsatz mit ver-

zögerten Gehaltserhöhungen und Abstrichen 

bei der Beihilfe „belohne“. Die Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes als Arbeitgeber lasse aus 

Sicht des Beamtenbundes Baden-Württemberg 
viel zu wünschen übrig, machte Stich deutlich.  

 
Wenn Ebola sich nicht weiter ausbreiten soll, 

muss es in Westafrika eingedämmt und 

schließlich gestoppt werden. Die Bundesregie-
rung sucht freiwillige Helfer, neben Ärzten vor 

allem auch Krankenschwestern und Pfleger, für 
den Einsatz in Liberia, Guinea und Sierra Leo-

ne. Auch in einigen deutschen Spezialkliniken 

ist Pflegepersonal mit dem hochgefährlichen 
Virus konfrontiert. Die komba gewerkschaft im 

dbb vertritt Pflegepersonal an vielen öffentlich-
rechtlichen Krankenhäusern. Ihr Chef, der 

stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Ulrich 
Silberbach, begrüßte einen aktuellen Forde-

rungskatalog des Berufsrats Gesundheit der 

CESI zum Umgang mit Ebola. „Die CESI hat 
Recht, wenn sie einen besseren Umgang mit 

dem Pflegepersonal in den EU-Staaten for-
dert“, so Silberbach am 28. Oktober 2014. „Für 

die Mitarbeiter, die Ebola-Patienten behandeln 

und pflegen, müssen höchste Sicherheitsstan-
dards gelten.“ Das betreffe auch die Ausstat-

tung mit adäquaten Schutzanzügen und ande-
ren medizinischen Hilfsgeräten, die wirksam 

vor einer Übertragung schützen. „Wenn es 

aber doch zu Infektionen kommt, wie in Spani-
en geschehen, dann müssen die betroffenen 

Mitarbeiter eine optimale medizinische Versor-
gung und ihre Angehörigen eine erstklassige 

Begleitung erfahren.“  

 
Mit scharfer Kritik hat der Landesvorsitzende 

des dbb mecklenburg-vorpommern Dietmar 
Knecht auf dem Gesetzentwurf der Bundesar-

beitsministerin Andrea Nahles (SPD) zur Tarif-
einheit reagiert. Knecht warf der SPD vor, da-

mit zum „Steigbügelhalter der Arbeitgeber“ zu 

mutieren und sich von Arbeitnehmerpolitik zu 
verabschieden. Der Gesetzentwurf sei darauf 

ausgerichtet, das Streikrecht einzuschränken 
und richte sich insbesondere gegen kleinere 

gewerkschaftliche Organisationen. „Wir im dbb 

haben nun mal ein anderes Verständnis von 
gewerkschaftlicher Pluralität, und zwar grund-

gesetzlich geschützter Pluralität“, erklärte 
Knecht.  
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Wer als Privatmann mit Hilfe des Internets 
regelmäßig Zimmer (etwa auf der Internet-

plattform Airbnb) vermietet, bei Ebay Gegen-
stände versteigert oder über Uber Fahrgäste 

kutschiert, verdient Geld damit und muss 

Steuern zahlen. Thomas Eigenthaler, Chef 
der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) 

und dbb Vize machte in der „Frankfurter All-
gemeinen Zeitung“ (Ausgabe vom 30. Oktober 

2014) auf die Risiken aufmerksam: „Schon 

wenn sich jemand auf solch einem Portal re-
gistrieren lässt, tut er ja kund, dass er dauer-

haft ins Vermietungsgeschäft einsteigen will.“ 
Dann handele es sich um „Einkünfte aus Ver-

mietung und Verpachtung“, und darauf müsse 

Einkommensteuer gezahlt werden, selbst wenn 
es sich nur um eine Nebentätigkeit handele. 

Wer dies intensiv betreibe, gelte sogar als 
Gewerbetreibender. Die Folge: Umsatz- und 

Gewerbesteuer fallen – oberhalb gewisser 
Freibeträge – auch noch an.  

 

Nach den Hooligan-Krawallen in Köln geht die 
Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) davon 

aus, dass in Zukunft Verbote derartiger Auf-
märsche eher vor Gericht Bestand haben. Mit 

dem gesammelten Material der Polizei könnten 

Richter überzeugt werden, dass Hooligans 
keine politische Absicht verfolgten, sondern 

allein auf Gewalt und Konfrontation mit der 
Polizei aus seien, sagte der DPolG-

Bundesvorsitzende Rainer Wendt der „Pas-
sauer Neuen Presse“ (Ausgabe vom 28. Okto-

ber 2014). Die rechte Hooligan-Szene hat an-

gekündigt, am 15. November auch in Berlin 
gegen radikale Islamisten auf die Straße zu 

gehen. Die Berliner Behörden kündigten an, 
ein Verbot zu prüfen. Im Zentrum von Köln 

hatte es bei einer Demonstration von rund 

4.800 Hooligans, Neonazis und Rechtsextre-
misten Straßenschlachten mit der Polizei gege-

ben. Dabei wurden 49 Beamte verletzt. 
 

Der Bund Deutscher Forstleute (BDF) hat sich 

in einem Offenen Brief an den Chefredakteur 
des „Spiegel“, Wolfgang Büchner, gewandt. In 

seinem Schreiben vom 29. Oktober 2014 kriti-
sierte der BDF-Bundesvorsitzende Hans Ja-

cobs, das Nachrichtenmagazin habe sich mit 
seiner Berichterstattung in der Ausgabe 

43/2014 zum Thema „ohne Not vor den Karren 

des Naturschutzes“ spannen lassen. „Die Be-
deutung von Urwäldern für den Arten- und 

Biodiversitätsschutz sind unstrittig. Der Autor 
Manfred Dworschak hat sich nicht einmal die 

Mühe gemacht, die Argumente der Forstseite 

fundiert zu recherchieren. Im Ergebnis finden 

sich neben durchaus fachlich korrekten Dar-
stellungen der Zusammenhänge um die Bedeu-

tung von Zerfallsphasen im Urwald tendenziöse 
und unreflektierte Behauptungen der Inter-

viewpartner, die mit eigenen ebenso fachlich 

unfundierten Behauptungen des Redakteurs 
ergänzt werden“, schrieb Jacobs. „Gute journa-

listische Arbeit geht unserer Meinung nach 
anders.“ Er lud den Autor ein, „in einem weite-

ren Artikel über das so wertvolle Ökosystem 

Wald die tatsächliche Meinungsvielfalt darzu-
stellen“. 

(11/41/14) 
 


